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KOMMENTAR

Politik für alle oder 
nur für Mieter?
Bezahlbares Wohnen
brauchen nicht nur Mieter

Von Lars Eichert, Landesvorsitzender Haus & Grund Brandenburg

Mieterhöhungs-Guide
Potsdam/Brandenburg 2018

In Zusammenarbeit mit

Mieterhöhungs-Guide Brandenburg
mit Potsdamer Mietspiegel 2018
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Mieterhöhungsmöglichkeiten
in

Die Fakten
Ein Leitfaden für Praktiker – Vermieter und 
Hausverwalter –, die in Potsdam und Um-
gebung eine Mieterhöhung gemäß § 558 
BGB, also unter Hinweis auf die gestiegene 
sog. ortsübliche Vergleichsmiete vornehmen 
wollen. Alles, was zur „Mechanik“ des § 558 
BGB gesagt wird, gilt auch für andere Ge-
meinden, gleichgültig, ob dort ein Mietspiegel 
existiert oder auf andere Begründungsmittel 
(Vergleichswohnungen, Gutachten) zurück-
gegriffen werden muss. Dies gilt insbesondere 
für die Checkliste zur Mieterhöhung und die 
Berechnungs- und Fallbeispiele. Da Potsdam 
und Berlin im gleichen Verfl echtungsraum 
liegen, sind viele Verwalter den Umgang mit 
dem Berliner Mietspiegel gewohnt. Deshalb 
wird auch auf unterschiedliche Regelungen 
beider Mietspiegel hingewiesen.  

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt im 
Bereich der Spanneneinordnung, da hier wirt-
schaftliches Potential, das richtig genutzt sein 
will, besteht.

Da etliche Mietspiegel veraltet sind oder im 
Ein- und Zweifamilienhausbereich keine aus-
reichenden Mieterhöhungen erlauben und 
viele Gemeinden nicht über einen Mietspie-
gel verfügen, werden die Möglichkeiten zur 
Begründung von Mieterhöhungen mit drei 
Vergleichsmieten und die immer noch unter-
schätzten Möglichkeiten der sog. Indexmiete, 
die seit 2001 vereinbart werden kann, erläutert.

Ein Katalog von mehr als 60 typischen Fall-
beispielen rundet die Darstellung ab.

Klassisches DIN A5 Format. 114 Seiten.

Niedriger Preis
Mieterhöhungsmöglichkeiten in Potsdam und 
Umgebung, durch Benennung von Vergleichs-
wohnungen; Indexmieterhöhung; Fallbeispiele, 
Formularmuster, Musterschreiben, aktuelle Über-
sicht über Mietspiegel im Land Brandenburg. Von 
RA Gunter Knierim, Vorsitzender von Haus & 
Grund Potsdam und Umgebung e. V.
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Potsdam und Brandenburg
Haus & Grund tritt dafür ein, dass die Grundsteuer einfach, 
nachvollziehbar, aufkommensneutral und umlagefähig ge-
staltet wird. Die Große Koalition auf Bundesebene konnte sich 
zu einer solch klaren Regelung nicht durchringen und hat das 
Problem an die Länder weitergereicht. Diese dürfen nun auf-
grund der Öffnungsklausel für das jeweilige Bundesland die 
Entscheidung treffen, ob sie das Bundesmodell anwenden oder 
eine eigene Berechnungsmethode entwickeln. Einfacher und 
übersichtlicher wird es damit bestimmt nicht. 

Zu dem Bundesmodell, das an den Wert und die Fläche des 
Grundstücks anknüpft, und dem Flächenmodell ist bereits das 
aus Niedersachsen vorgeschlagene Flächenlagemodell hinzu-
gekommen. Es bleibt spannend, was die übrigen Bundesländer 
noch entwickeln werden. Vielleicht hätte man die Chance 
nutzen sollen, um Bürokratie abzubauen und den Bürger zu 
entlasten, indem man diese Steuer abgeschafft hätte.

Gleichzeitig ist es aber auch eine Chance für die neue Landes-
regierung in Brandenburg, dem Bürger zu zeigen, wie ernst es 
ihr damit ist, die Kosten des Wohnens nicht stetig zu erhöhen.

 Nach Angaben des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg stieg 
das Grundsteueraufkommen 2019 um 5,2 Millionen Euro auf 
nunmehr 282 Millionen Euro an, und auch in den Jahren davor 
ist es beständig gestiegen. Dies sind Kosten des Wohnens, die 
alle Bürger treffen, unabhängig davon, ob sie zur Miete oder 
in den eigenen vier Wänden leben. 

Eine Landesregierung, die nicht nur den Mieter als Klientel, 
sondern auch die Eigentümer und damit alle Brandenburger 
im Blick hat, sollte die Öffnungsklausel für ein eigenes Lan-
desgesetz nutzen. Es ist die Möglichkeit, die Grundsteuer mit 
dem Flächenmodell transparent, unbürokratisch und auch 
aufkommensneutral zu regeln, damit die Kosten des Wohnens 
nicht weiter ansteigen.

Das Flächenmodell wäre nicht nur für die Verwaltung im 
Vollzug günstig, schnell und kostensparend, sondern ebenso 
für den Steuerzahler. Alles andere muss zwangsläufig dazu 
führen, dass die Grundstücke in Brandenburg aufwendig und 
teuer neu bewertet werden müssen. Gerade daran bzw. der 
erforderlichen Fortschreibung der Werte ist die bestehende 
Regelung zur Grundsteuer jedoch gescheitert. Mal abgesehen 
von dem Verwaltungsaufwand bei der Wertfeststellung und den 
voraussehbaren Streitigkeiten dazu, fehlt jegliche Erklärung, 
warum die Feststellung der Grundstückswerte zukünftig besser 
gelingen sollte. Glaubwürdig ist das nicht. 

Eine Festlegung auf das Flächenmodell wäre dagegen nicht 
nur einfach, nachvollziehbar und aufkommensneutral, sondern 
würde auch die Glaubwürdigkeit der Landesregierung zu der 
Forderung nach bezahlbarem Wohnen stärken. 

Bleibt abzuwarten, ob die Koalition in Brandenburg sich zu 
einem Weg für alle Brandenburger entscheidet oder die Ge-
sellschaft weiterhin in Mieter und Eigentümer spaltet.


